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Der 90 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 220 Oktober 1968 hin durch

Senatspräsident . Dr„ N e u h ä u s

. .
‘

_
—Vorsitzender—,

Bundesrichter <
] ? Dr° M a i s c h und

Bundesrichter & 5 c h i n d l e r‚

Bundessozialrichter 5 c h u t z . ‘ und

Bundessozialrichter v a n N u i s

für Recht erkannt:

Auf die Revision dészeklagten wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 240 Januar 1968

aufgehobeno Die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichts München vom 180 November 1963 wird
als unbegründet zurückgewieéen° ' ‘ ‘
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Außergerichtliche Kosten sämtlicher Rechtszüge sind

nicht zu erstatteno ‘

9.3- E..n..d..s.a

Mit Bescheid vom 270 Februar 1962 bewilligte das

‘ Versorgungsamt (VA) dem Kläger, der vor seiner
‚Einberufung

zum Wehrdienst im Jahre 1940 im nuro
Mannheim der Ruhrstahl AG Witten ein monatliches

Einkommen von 10500,—— RM bezogen hatte, ab 10 Juni

1960 — vorläufig — Berufsschadensausgleioh nach

@ 6 der Verordnung zur Durchführung des 9 50 Abs° 3

und 4 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) vom 300 Juli

1961 (BGBl I 1115) —DVOaF— unter Zugrundelegung des
Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe A 14 des Bundes-

besoldungsgesetzes (BBesG) (einschließlich Ortszu—

schlag der Ortsklasse A)i Widerspruch und hlage blieben
erfolglos° Während des Berufungsverfahrens ist die

Bundesrepublik Deutschland beigeladen worden° Ferner

ist mit Bescheidvom120März.1964der Berufsschaden3—
ausgleich für die Zeit vom 10 März 1962 bis 310 Deéw

zember 1963 endgültig festgestellt und mit weiterem

Bescheid vom 160 Dezember 1964 der Berufsschadens-

ausgleich ab 1° Januar 1964 gemäß der DVO vom joo'duli

1964 (BGBl I 574)’-DVO nF—unter Zugrundelegung der
Besoldungsgruppe A 16 festgesetzt werden° Am 120 Juli

_
1967 hat das VA den Berufss0hadehsausgleich ab 10 Juni

1965 wegen veränderter Einkommensverhältniesé und ab

1° Januar 1967 unter Berücksichtigung des Dritten

Neuordnungsgesetzes vom 28° Dezember 1966 (BGBl I 750)

— 3° NOG — erneut festgestellt„ Der Kläger hat — im

Berufungsverfahren - beantragt, den Bundestagsabge—

daß bei der Beratung des Berufsschadensausgleichs nach

5 30 Abso 4 BVG niemals in Frage gestanden habe,

ordneten Sch;i;—F"ri -------------------------------f in Bonn darüber zu hören,

-3-
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irgendeinen Personenkreis von dem Berufsschadensausgleich

'auszusohliemenc Zur Sache hat er beantragt, den Beklagten

zu verurte11en, bei der Ermittlung des Einkommensverlustes

rückwirkend ab 1; Juni 1960 von dem damaligen und derzeitigen

Bruttoeinkömmen, bestehend aus AV—■ente und Ruhegehalt der

Ruhrstahl AG, und dem ohne die Kriegsbeschädigung möglichen

nachgewiesenen Einkommen auszugehen und dementsprechend den

Berufsschadensausgleich zu zahlen° Das Landessozialgericht

(LSG) hat mit Urteil vom 240 Januar 1968 das Urteil des

öozialgerichts (56) vom 180 November 1963 aufgehoben und den

Beklagten verurteilt, bei der Feststellung des Berufsschadens—

ausgleichs als muMaßliches Einkommen des Klägers die der

Besoldungsgruppe ß 7 des Re10hsbesoldungsgesetzes vom
160 Dezember 1327 entsprechende besoldungsgruppe des BBesG

zugrunde zu legen° Die Auffassung des Klägers, bei der

Feststellung des DerufssChadensausgleichs sei in seinem

Falle von der ohne die Schädigung möglichen höheren Alters—

versorgung als Vergleichseinkommen auszugehen, finde zwar

weder in den gesetzlichen Vorschriften des‘y 50 Abs„ 3 und

4 BVG noch in den Durchführungsverordnungen eine Stütze;

der Anspruch auf einen höheren Berufsschadensausgleich sei

aber aus anderen rechtlichen Gründen zu bejaheno Das bundes—

sczialgericht (BSG) habe die Vereinbarkeit des 9 6 Abs() 1 DVD mit
der der Bundesregierung in 5 30 BVG erteilten Ermächtigung

bejaht und dazu ausgeführt, daß diese Vorschrift nur für

solche Fälle eine ergänzende individuelle Regelung treffe,

in denen der Maßstab einer wahrscheinlich erlangten berufs—

stellung (99 3 — 5 DVG) deshalb nicht angelegt werden solle,
weil er durch den nachweislichen Erfolg in dem vor der

_
Schädigung ausgeübten Beruf bzw° der erreichten beruflichen

Stellung — mit den Auswirkungen auf das Einkommen —, für einen

angemessenen öchadensausgleich als ungeeignet angesehen werden

müsseo Auch in der Entscheidung des BSG vom 17° Oktober 1967,

9 RV 914/65, werde hervorgehoben, daß 9 6 DVD auf den

'individucllen Berufserfolg abstelle, den der Beschädigte
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über dem Durchschnitt der Berufsgenossen erreicht habe°

Das BSG habe die Vereinbarkeit des 9 6 Abs° 1 DVOmit
der Ermächtigung aber nur im allgemeinen geprüft‚ nicht

auch die spezielle Frage, ob, wenn schon von dem

nachgewiesenen individuellen Berufserfolg bezw° Ein—

kommen bei der Ermittlung der angemessenen Besoldungs—

gruppe auszugehen sei, die Begrenzung des so festzu—

stellenden Vergleichseinkommens auf höchstens A 14

bzw° A 16 BBesG ebenfalls von der Ermächtigung in

$ 30 Abso 5 aF und Abs° 7 nF BVGHnQChgedeckt werdeobas
sei nicht der Fall„ Der Gesetzgeber habe den Beruf„—

schadensausgleich Wie alle Leistungen des BVG der

Höhe nach begrenzto Darüber hinaus sei der Berufs—

schadensausgleich bis zum „nkrafttreten des 3a NOG

von einem monatlichen hindesteinkommensVerlust ab—

hängig gewesen° Sonach seien durch diese vom Gesetz—

geber gewollte Regelung alle die Beschädigten vom‘

Berufsschadensausgleich bis zum 31„ Dezember 1963

ausgeschlossen gewesen, deren Einkommensverlust

unter den Mindestgrenzen gelegen habe; der Anspruch

werde dadurch weiter eingeschränkt, daß grundsätz-

lich ein "fiktiver" Einkommensverlust für die Höhe

des Berufsschadensausgleichs maßgebend sei„ Wenn nun
% 6 Abso 1 DVG als Ausnahmebestimmung gegenüber den

99 3 und 4 DVGvon der früheratatsächlich erreichten
Berufsstellung ausgehe, dann betreffe diese art und

Weise der Ermittlung des Vergleichseinkommens einen

anderen Tatbestand als die 95 3 und 4 DVO„ Dort habe

sich notwendigerweise der "fiktive" Einkommensverlust

nach Durchschnittseinkommen der einzelnen Wirtschafts—

zweige und Berufsgruppen richten müssen, während die

nachweislich erreichte berufliche Stellung mit ihren

Auswirkungen auf das Einkommen jeweils eine konkrete;

feststehende Größe sei, die den beamtenrechtlichen

_5_
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Dienstbezügen gegenübergestellt werden müsse< Die Bundes»

regierung habe in 5 6 Abs„ 1 DVO aF als oberste Grenze die

Besoldungsgruppe A 14 bestimmt und damit die Ausnahmevor»

schrift wieder in das System der Durchschnü„s3einkommen

eingegliedert, das als höchste Eingruppierung ebenfalls

die Besoldungsgruppe A 14 versehen Wolle man dem Bei—

gcladenen darin folgen9 daß auch im Rahmen des 5 6 Abs„ 1

nvo im Hinblick auf 9 30 Abso 4_BVGder nachgewiesene
überdurchschnittliche Berufserfolg nur bis zur oberen

Grenze des "fiktiven" Durchschnittseinkommens Berück-

sichtigung finden könne, dann hätte es der öenderbestimmung

des 9 6 Abso 1 LVO nicht bedurfto Die Ermächtigung und auch

der Wortlaut des 9 30 Abs„ 4 sowie Abs„ 5 aF und Abs„ 7 nF

BVG li seen jedenfalls eine vom Durchschnit seinkommen ab—

weichende Feststellung des Vergleichsinkommens zu„ Es sei
kein vernünftiger Grund dafür ersichtlich, daß in den bonder—

fällen des 9 6 Abs„ 1 DVGdas in den 99 3 und 4 DVDbestimmte
höchste Durchschnittseinkommen nicht überschritten werden

solle, insbesondere sei dem Wortlaut‚und Sinn des 9 30 Abso 5

Satz 2 BVG aF nicht zu entnehmen, daß nur bestimmte be—

soldungsgruppen oder ein bestimmter ßesoldungsrahmen des

■eichs- oder Bundesbesoldungsgesetzes in den fällen des

3 6 Abso 1 DVG angewandt werden dürften° Da die Ermittlung

des Vergleichseinkommens nach 9 6 Abs° 1 nVU von grund—
sätzlich anderen Voraussetzungen ausgehe, habe eine diesen

Voraussetzungen entsprechende Regelung getroffen werden

müssen, die im hinblick auf einen angemessenen berufsschadens—

ausgleich alle Beschädigten mit einem bereits erreichten

besonderen ßerufserfolg möglichst gleich behandeleo Die vom
Verordnungsgeber eingeführte Begrenzung führe zu einer un—

gleichen dehandlungo Dadurch würden insbesondere diejenigen

Beschädigten, deren bereits erreichter besonderer ßerufs«

erfolg erheblich über der Desoldungsgruppe A 14 liege,

benachteiligte Die deschränkung des nach 3 6 nbsa 1 DVO

festzustellenden Vergleichseinkommens auf die Besoldung8w

gruppen A 14 und A 16 stelle daher eine willkürliche,
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systemwidrige Regelung dar, die zu einer ungerecht—

fertigten Belastung einzelner führe und damit dem

Willen des Gesetzgebers nicht genügen könneo Des—

halbe werde diese Begrenzung von
der Ermächtigung.

nicht gedeckt, so daß 9 6 Abs„ 1 nVO insoweit nicht
anwendbar seio Vielmehr sei bei der Ermittlung des

Vergleichseinkommens die gesamte Skala der Desoldungs—

gruppe des Reichs— oder Bundesbesoldungsgesetzes

heranzuziehen° Dadurch trete weder eine unangemessene
Begünstigung der hier in Betracht kommenden ■e—
schädigten noch eine Benachteiligung der unter 39 3

und 4'DVO fallenden Berechtigten ein, weil der \
berufssohadensausgleioh ohnehin nur bis zu dc■ ge—
setzlich festgelegten Höchstbeträgen gewährt werdeo

Daher habe dem Kläger ein Berufsschadensausgleich

unter Zugrundelegung der der besoldungsgruppe B ?

idee Reiohsbesoldungsgesétzes entsprechenden ße—

soldungsgruppe des BBesG zugestanden‚ weil sein

nachwei■ich tatsächlich bezogenes Einkommen vor der

Schädigung dieser Besoldungsgruppe gleichkommeo

mit der zugelassenen Revision rügt der beklagte Ver—

letzung des 9,6 Abs° 1 DVG aF und nF‚ Das BVG habe

für die Zuteilung der Beschädigten (9 30 Abs° 4 BVG)

zu Berufs— und Wirtschaftsgruppen allein ihre

Lebensverhältnisse9 Kenntnisse und Fähigkeiten sowie
den bisher betätigten Arbeits— und Ausbildungswillen

maßgebend sein lassen° Bine Berufsgruppe, zu der eine

Vielzahl von Berufstätigen zähle, habe einerseits

ein wirtschaftliches oder sozialen Gewicht innerhalb

des Wirtschaftslebens und sei andererseits nach Vor—

_bildung oder Art der ausgeübten Tätigkeit sowie

deren Wirtschaftlichem Erfolg homogeno Von dieser

“Auffassung gehe auch die DVD zu 9 30 Abs„ 3 und 4BVG

auso Nach ihr würden die Berufsgruppen — und folglich

die in ihnen erzielten nicht konkreten, sondern
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durchsschnittlichen Einkommen — nach dem Ausbildungs—

eang und dessen Ergebnis gegliedert„ Die in 9 6 BVG
ausgesprochene Begren2ung auf die Besoldungsgruppen

A 14 bzwo n 16 entspreche der Grundkonzeption der
DurchführungSVerordnung‚ die davon ausgehe, daß bei
der Fiktion des Einkommensverlustes besondere Karrieren

sowie Spitzenlöhne und dpitzeneinkunfte unberücksichtigt

bleiben solltenn Nur auf dieser ßasis » und als Folge
dieser ßegrenzung - sei überhaupt erst eine praktische

Handhabung der BerufssghadensnuegleiCtherechnung

mögliche Denn au0h bei Ausschöpfung aller Desoldungs-
gruppen wälen noch Einzelfälle denkbar, bei denen das
tatsä0h110h“ erreichte Einkommen die ßndgrundgehälter
der ehemals und jetzt geltenden Beamtenbesoldungs—

gruppen dberstiegeno wenn nach Auffassung des LSG dann
die höchstmögliche D'9Soldungsgruppe Anwendung finden '

EOlltea 80 würde dieser DereChnungsmodus nur eine er—

weiterung der jetzt gesetzlich verankerten Demessungs—

grenze bedeuten, ohne daß man der Gerechtigkeit näher

kämenDie Ermächtigung des 9 30 Abs„ 5 und 7 BVGalter
und neuer Fassung sei nach den für den Erlaß von ■echts«
verordnungen geltenden Grundsätzen (hinreichende Be-

stimmung bZWOBegrenzung nach Inhalt, Zweck und Ausmaß)
nicht zu beanstanden„ Zwar sei zuzugeben, daß der Verord—
nungsgeber an Grund dieser Ermächtigung nicht gehindert

gewesen wäre, im Rahmen des 9 6 Abso 1‚DVO beide Besoldungs—
gruppen (—ordnungen) Vorzusehen; sicherlich_sei er dazu '
aber nicht verpflichtet geweseno

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Bayerischen Landessozial—
gerichts vom 240 Januar 1968 aufzuheben

und die Berufung.des Klägers gegen das
.Urteil des Sozialgerichts münchen vom

18° November 1965 als unbegründet zurück—
zuweiseno
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Der Kläger beantragt,

die Revision als unbegründet zurück?

zuweiseno
Das monatliche Einkommen eines Staatssekretärsv

(höchste Besoldüngsgruppe B 11) habe einschließlich
des Ortszuechlages 1963 rdr 40800 DM betragen und

betrageh ab 1° Juli 1968 rdo 50824 uM° nie höhe dieser

Einkommen verbürge, daß bei "freigabe" aller Be—
soldungsgruppen der beiden besoldungsgruppen A und B

alle Fälle von Berufssghadensausgleich gerecht zu
regeln seien° Denn diejenigen in der privaten Wirt—

schaft, deren früheres Einkommen (außer ihren
Tantiemen) höher war und sei als das Gehalt eines
ötaatssekretärs zur gleichen Zeit (Vorstandsmit—

glieder der großen Industrie— und Handdsgesellschaften)

seien im 1„ und 20 Weltkrieg durChweg uok° gestellt

gewesen° Daß die "Freigabe" der beiden Besoldungs—

gruppen A und B eine gerechte Regelung aller Fälle

von Berufsschadensausgleich ermögliche, sei wohl

durch die Tatsache bewiesen, daß nach 8 Jahren seit

der Bewilligung von
Berufss0hadensausgleichszahlungen

der Fall des Klägers der 35533 sei; bei dem es sich
um ein vor der Schädigung erreichtes monatliches

Fix—Einkommen von 1„Soo,—— RM handele, ein Einkommen

also, welches höher sei als die Endgrundgehälter zu—

züglich der Ortszuschläge der Besoldungsgruppen A 14

und A 16° In @ 30 Absu 4 Satz 2 in der Fassung des
Zweiten Neuordnungsgesetzes vom 21° Februar 1964
(BGBl I, 85)— 2° NOG — heiße es: "und die jeweils
geltenden beamtenrechtlichen Besoldungsgruppen des

Bundes"° Damit werde also auch von den besoldungs—

gruppen der Besoldungsa■nung B gesprocheno Der

Hinweis der Re#isionsbegründung‚ daß bei der Fiktion

des Einkommensverlustes besondere Karrieren sowie }

Spitzenlöhne und Spitzeneinkünfte unberücksichtigt

...9..
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bleiben sollten, stehe in krassem Gegensatz zu dem

Rundschreiben des Bundesarbcitsministers in*BVBI 1960 So 1519

worin als Vorbereitung auf die am 50° Juli 1961 verab—

schiedete DVO auch die Leistungsgruppen I a und I b

ausführlich umschrieben worden seien° Die üegierunge

sei auf Grund von Art„ 80 des Grundgesetzes (GG) ver—

pflichtet gewesen, die beiden Besoldungsgruppen A und B

zuzulassen, weil andernfalls alle erwerbsunfähigen Kriegs—

beschädigten bzw° alle öchwerbeschädigten mit einem '

höheren ■urchschnittseinkommen als dem der Besoldungs—

gruppen A 14 und A 16 aufgrund der in 9 1 der DVO um—

schriebenen Definition des Begriffs des Einkommensver-

lustes keinerlei Berufsschadensausgleichszahlungen er—
halten könnten, da kein Einkommensverlust festzustellen

wäre() Das sei aber nicht der Sinn des Gesetzes; vielmehr

sichere Abso 5 des 9 30 BVG in der Fassung des Ersten Neu—

ordnungsgesetzes vom 270 Juni 1960 (BGBl I 453) — 10 NOG—
allen erwerbsunfähigen hriegsbeschädigten unter deutlich

genannten Voraussetzungen einen Berufsschadensausgleich

zu() Die Regierung sei in der DVO zum 1° NOG so vorgegangen9

als ob Abs;5 des 9 50 BVG nicht bestehe„ Eine grechte

Kegelung verlange, daß in 9 6 Abso 1 uVO (2“ und 3„NOG)

anstelle der Worte "das Endgrundgehalt einer dieser Stellung

angemessenen Besoldungsgruppe der Bundesbesoldungsordnung

IA" es heißen müsste:" der Besoldungsordnungen A und B"„

Der beigeladene schließt sich den Ausführungen des beklagten

an()

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet werden und daher zulässig

(59 162 Abs„ 1 Nr„ 1, 164, 166 des Sozialgerichtsgesetzes
=SGG—); sie ist auch sachlich begründete ötreitig ist nur,
ob der Beklagte bei der Berechnung des Berufsschadensaus—

gleich des hlägers in Anwendung des 9 6 DVD aF und nF statt

der Bundesbesoldungsgruppe A 14 bzw„ A 16 des Bundesbesoldungs—
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gesetzes die der Besoldungsgruppe B 7 des Reichs—

besoldungsgesetzes vom 160 Dezember 1927 entsprechende

Besoldungsgruppe des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG)

hätte zugrundelegen müsseno Dies ist entgegen der

Auffassung des Berufungsgerichts zu verneinen,

Zutreffend hat das LSG zunächst unter Anführung der
Entscheidungen des erkennenden Senats vom 170 Oktober

1967 — 9 RV 914,65 —
(vgl° auch Urteil vom 25, Juli

1967 —9 RV 892/639 und des 8° öenats vom 28, November
1967 _ 8 RV 491/67 - betont, daß bei der Berechnung
des Berufsschadensausgleichsder Einkommensverlust nicht

konkret ermittelt werden soll, sondern daß mit den

im Gesetz genannten DurchSchnittseinkommen der An—

spruch sa0hlicherechtlich begrenzt wird, sowie daß

die in den @@5—5 DVO getroffene Regelung von der

Ermächtigung in s 30 Abs, 5 aF bzw° 7„nr BVG gedeckt
wird und keine etwa von der Rechtsprechung auszu—

füllende Lücken oder Verstöße gegen verfahrens—

rechtliche Grundsätze enthalt, Ferner hat es zu—
treffend ausgeführt, daß sich nach dieser Rechte

spfechung des BSG auch die Bestimmung des 8 6 DVD

im Rahmen der Ermächtigung halte, und daß 9 6 DVO

nur für die Fälle eine ergänzende individuelle
■egelung treffe, in denen der Maßstab einer wahr—

scheinlich erlangten Berufsstellung (99 3—5 DVD)

deshalb nicht angelegt werden soll, weil er durch

den nachweislichen Erfolg in dem vor der Schädigung

ausgeübten Beruf, d„h° durch die erreichte berufliche
Stellung mit ihren Auswirkungen auf das Einkommen,

für einen angemessenen öchadensausgleich als ungen
eignet angesehen werden müsse (vgl, hierzu BSC27,

69 ff = BSG in SozR Nr, 1 und 3 zu DVO zu 9 30 Abs03
und 4 BVG, & 6 vom 300 Juli 1964; ferner BSG aaO

Nr, 3 zu 5 40 a BVGZT=BSG27, 1127}
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Soweit das LSG jedoch die Auffassung vertritt7 die

Begrenzung des nach 9 6 Abs° 1 DVG festzustellenden
Durchschniüsseinkommens auf höchstens das der Be-

soldungsgruppen A 14 bzwo A 16 BBesG werde von der

Ermächtigung in 9 30 Abs° 5 aF und Abs&) 7 nF BVG

nicht mehr gedeck , kann ihm nicht zugestimmt werdeno

Diese Frage ist — entgegen der Auffassung des LSG —
ebenfalls schon vom 8° und 90 Senat des BSG dahin ent—

schieden worden, daß die Bundesregierung, wenn sie in

$ 6 DVD im Rahmen der„Besoldungsordnung & eine günstigere

Regelung für den Fall zugelassen hat, daß der Be—

schädigte schon vor der Schädigung nachweislich eine

höhere Stellung erreicht bzwo mehr verdient hat, die

ihr in @30 Abs„ 5 BVGaF bzw„ Abs„ 7 BVGnr erteilte
Ermächtigung nicht überschritten hat (vgl° BSG 27, 69,

13113 und 27, 1199 lggloln der Entscheidung des er—
kennenden Senats vom 250 Juli 1967 (nee 27, 69‚ 13) ist
lediglich als fraglich angedeutet worden, aber dahin—

gestellt geblieben, ob sich die Bundesregierung mit der

Bestimmung in 9 6 Abs„ 2 DVG, daß der Beschädigte als
Selbständiger "in den letzten drei Jahren" vor Eintritt

der Schädigung oder des besonderen beruflichen Betroffen—

seins oder des Dienstbeginns einen höheren Gewinn erzielt

haben muß, im Rahmen der ihr erteilten Ermächtigung ge—

halten hat„ Die v0m LSG dargele33n und vom Kläger vor—

getragenen Gesichtspunkte vermögen im vorliegenden Fall

keine andere Beurteilung zu rechtfertigeno

Die in 9 6 Abs„ 1 DVD aF und nF getroffene Regelung ist

weder systemwifig oder willkürlich noch führt sie
zu

einer ungleichen Behandlung vergleichbarer Beschädigter‚

Die Begrenzung auf die Besoldungsgruppen A 14 bzw° A 16

BBesG gilt für alle beschädigten, bei denen das Lurch—

schnittseinkommen nach 9 6 BVG zu bestimmen ist, in
gleicher Weisec Zwar ist dabei denkbar, daß nach dieser

_12_
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1Bestimmung ein Beschädigter keinen Berufsschadens=

ausgleich erhalten kann° Diés;liegt aber dann an

der Höhe seines heutigen Einkommens° Die Annahme

‚des Klägers, @30 Abs° 3 BVGsichere 2ll22: er—
werbsunfähigen Kriegsbeschädigten einen Berufs—

-schadensausgleich zu, findet im Gesetz keine ötütze°

‘1n 9 30 Abs°4 BVGist vielmehr bestimmt,daßdas
92£ä■liiää Bruttoeinkommen aus gegenwärtiger oder

früherer Tätigkeit zuzüglich dcr_husgleighsrentg

dem nach der DVD sich ergebenden Durchschnit s—
einkommen gegenüberzustellen und hiernach der hin-

kommensverlust des 9 30 Abs° 3 BVG zu ermitteln isto

Darüber hinaus war in 9 30 Abs„ 3 in der Fassung

des 10 und 20 NOG die Gewährung eines Berufsschadens—

ausgleiohs noch von einem Mindesteinkommensverlust

von 100,—— DM bzw() 75,—— DM abhängig gemacht0 Sonach

bestand und besteht bei entsprechend hohem der—

zeitigen Einkommen von vornherein kein Anspruch auf

Berufsschadensausgleicho im übrigen hat auch der

Kläger trotz seines vom LSG festgestellten erheb—

lichen Einkommens Von (ab 1„1°67) 10277,5o DMvon
1 Anfang an Berufssohadenssusgleich bezogen, und zwar

in Höhe von zunächst 71,—— DM, später 321,60 DM‚

“ 500,——LM, 351‚__ DM,:BTO‚WM‚342,—eDMund zuletzt
520,—— DM monatliche

Die Begrenzung auf die Bundesbesoldungsgruppen

A 14 (und später A 16) ist unter Berücksichtigung

der in 5 6 DVO vorgesehenen Schadensberechnung

(vergleichsweise Heranziehung der tatsächlich
ernichten Berufsstellung) auch nicht systemwidrigo

Der Gesetz— oder Verordnungsgeber war nicht deshalb?

weil er in gewissen Fällen von der früher tat—

sächlich erreichten Berufsstellung ausgirig9 ge—

zwungen, im nahmen dieser mehr konkreten Berechnung

einen ygllgn Ausgleich zu gewähren„ Vielmehr war
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es ihm nicht verwehrt, auch in diesen Fällen im Rahmen

der in 9 6 DVG angestrebten Ausnahmeregelung nur einen

(billigen) Ausgleich vorzusehen und dabei den Umfang des
Berufsschadensausgleichs der in den 9% 3 bis 5 BVG ent-

haltenen Grundsätzen anzupasseno Denn auch im Falle des

5 6 DVG stellt die vor der Schädigung erlangte berufliche

Stellung nur den Ausgangspunkt für die bereohnung des

Anspruchs der; ihm wird grundsätzlich nicht das tat—

sächlich erzielte, sondern ein jetzt enzunehmendes

— fiktives — Einkommen zugrundegelegto Es wird somit nicht

etwa nur von dem früher tatsächlich erzielten Einkommen

als Vergleichseinkommen ausgegangen, vielmehr wird es

entsprechend Satz 2 des @ 6 Abs„ 1 DVO zunächst mit den
damals geltenden beamtenrechtlichen Dienstbezügen ver—

glichen und danach auf die heutige ßeamtenbesoldung umge-

stellt9 um rechnerisch zu einem Einkommen zu gelangen,

das den heutigen Verhältnissen billig und angemessen er—

scheint„ Demgemäßist in den Bescheiden vom 120 März 1964
und 16„ Dezember 1964 anstatt des früheren tatsächlichen

Verdienstes des Klägers von 105009—— RM auch von Beamten»

gehältern in Höhe von 1„705‚77 um bis 108359—— um, später von
20368,—— DM und im Bescheid vom 12° Juli 1967 in Höhe von

20559„—— und 20661,24 DM ausgegangen werden„ Ob aber der
1887 geborene Aläger solche Einkünfte ohne die Kriegs—

beschädigung nach der Heimkehr jemals bzwg in der Zeit vor

dem 1‚ Juni 19609 dem Zeitpunkt der Einführung des berufs—

schadensausgleichs9 erzielt hätte, ist durchaus ungewiß„

Auch hier handelt es sich sonach, ähnlich wie in den Fällen

der 99 5—5 DVO9 um eine theoretische Annahme, deren dichtig—
keit sich im Einzelfall nicht feststellen läßt (Vglo BBG 27,

699 75)0 In den Fällen der nnwendung des @ 6 DVD steht nur

fest9 welchen Beruf der Beschädigte früher tatsächlich aus—
geübt9 welche Stellung er dabei erreicht und welches Einkommen

er erzielt hat; unbekannt ist dagegen„ was er9 wenn er keine

Kriegsbeschädigung erlitten hätte, später tatsächlich verdient

haben würdeo Unbekannt ist somit aueh, welche nach der
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Lebenserfahrung möglichen mannigfachen Gründe ihm die

Weiterführung seines Berufe wesentlich erschwert oder

unmöglich gemacht bzw„ ihn zumindest im vorgerückten

Lebensalter daran gehindert hätten, in der freien

Wirtschaft im gleichen Maßewie früher leistungsfähig
und erfolgreich zu sein° Der Verordnungsgeber war
nicht genötigt, insoweit stets nur die günstigste

mögliche Entwicklung zu unterstellen; vielmehr entu

sprach es dem Sinn und Zweck des Berufsschadens—

ausgleich‚ auch hier durch Begrenzung der vergleiche

baren Besoldungsgruppen nur von einem ”durchschnitt—

lichen Berufserfolg" auszugehen (vglo BSG 279 71)°
Auch im Falle des Klägers steht nieht fest, welches

Einkommen er, wenn er sich nicht wegen seiner Kriegs—

beschädigung schon am 300 November 1945 hätte

pensionieren lassen (müssen), sondern in der freien
Wirtschaft oder Industrie eine ansüéngende leitende
oder sonstige Tätigkeit ausgeübt hätte? tatsächlich

erzielt haben wiirde9 ob er durch berufliche übern

anstrengung, Arankheit oder aus schicksalhaften

Gründen erwerbsgemindert bzw„ vorzeitig erWerbsN

unfähig geworden wäre oder aber in einer verant-

wortlichen Stellung bei vorgerücktem Lebensalter Miß—

erfolg oder in einem eigenen Unternehmen 5chiffbruch

erlitten hätteo
„L„

Handelt es sich sonach_in den Fällen des 3 6 DVG
ebenfalls um die Zugrundelegung eines im Hinblick

auf die frühere Stellung unterstellten fiktiven

heutigen Einkommens? so war es — unabhängig von dem

vom Kläger zitierten Rundschreiben des Bundesministers

für Arbeit und Soziälordnung vom 250 Oktober 1960

(BVBl 1960, 151)‚ das (offenbar zu Vergleichszwecken}

auch die Tätigkeitsmerkmale der Angestellten —
Leistungsgruppen I a und I b beschreibt „9 nicht

systemwidrig, in der DVG aF durch Einordnung in eine

„35-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


'„15„_

bestimmte Besoldungsgruppe als maßgebliches Durchschnitts—

einkommen die gleiche Begrenzung nach oben (Bésoldungsgruppe

A 14) wie in den Fällen der éä 3—5DVDvorzuseheno Zwar hätte
der Verordnungsgeber bei der Sonderregelung des J 6 DVO be—

reits damals eine höhere Besoldungsgruppe9 etwa A 15 oder

A 16 als höchstes Durchschnittseinkommen bestimmen könneno

Die Bestimmung der maßgebenden Besoldungsgruppe lag jedoch

im Rahmen der ihm eingeräumten Ermächtigung° Wenn demgemäß

erst in 5 6 DVD nF die Besoldungsgruppe A 16 als obere
Grenze vorgesehen worden ist, so steht dies in Einklang mit

der durch das 20 NOG erstrebten und erreichten wirksamen

Verbesserung der Kriegsopferversorgung (vglc bericht über

die 1070 Sitzung des Deutschen Bundestages, 40 Wahlperiode9

50 4986 C und Urteil des erkennenden Senats vom 230 April

1968 _ 9 RV 700/67 -)„

Diese Regelung ist schließlich auch nicnt willkürlich, denn

sie ist durch vertretbare billigkeitserwägungen motiviert

und fügt sich überdies — wie sich aus den obigen Ausführungen

ergibt — sinnvoll in die vom Verordnungsgeber vorgenommene

Ausgestaltung dieser Versorgungsleistung ein, und zwar im

Einklang mit dem Sinn und Zweck des begrenzten ßerufsschadensm

ausgleichsund mit der ihm erteilten Ermächtigung„ Unter diesen

Umständen brauchte nicht näher darauf eingegangen zu werden‚

daß der Kläger vor der Einberufung zum Wehrdienst nicht Ge—

schäftsführer9 sondern nach dem Schreiben der Ruhrstahl—AG

vom 270 Februar 1962, mit dem das frühere Schreiben vom

190 Februar 1962 berichtigt worden ist9 Vertreter gewesen 13%

und als solcher eine feste Vergütung von 800,—— RM und eine

garantierte Provision von 700,—— RM x insgesamt 1„500‚—— RM

erhalten hate

Aus den Worten “und die jeweils geltenden beamten» oder

tarifrcchtlichen Besoldungs— oder Vergütungsgruppen des

=1’6==
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Bundes" in 9 30 Abs° 4 Satz 2 BVG in der Fassung

des2° NOG(ebensoidF des3„ NOG)kannnieht entz
nommen werden, daß die Bundesregierung damit

verpflichtet worden wäre, in den @@3_6 DVO die

Besoldungsgruppen der Bundesbesoldungsordnung B

des Bundesbesoldungsgesetzes als obere Grenze vorzu—

sehen; vielmehr ergibt sich aus 9 30 Abs„ 7a BVG

idF des 2° NOG9daß die Bundesregierung ohne Ein—
sehränkungen ermächtigt Sein sollte9 zu bestimmen9
welche Vergleichsgrundlage und in welcher Weise

diese Zur Ermittlunga des Einkommensverlustes

heranzuziehen ist (ebenso @30 Abso 7 & idF des
3° NOG)„ Damit sind Inhalt‚ Zweck und Ausmaß der
seitherigen £?mäcbtigung lediglich noch näher um—

schrieben worden (vglo BSG 27, 74)„

Wenn das LSG in der Beschränkung des Durchschnittsm

einkommens auf die Besoldungsgruppen A 14 und A 16

> eine ungerechtfertigte Belastung einzelner erblickt

und damit andeutet, daß es diese Regelung? nachdem
' der Berufsschadensausgleich ohnehin nur bis zu den

‚‘gesetzlich festgelegten Höchstbeträgen gewährt werden

_
könne9 für ungerecht halte, so ist dazu zu bemerken9
daß das Gericht nicht befugt ist, seine Prüfungrauch
daraufhin zu erstreckeng ob der Gesetz—(Oderlver— '

' ordnungsdgeber die unter Berücksichtigung aller
.Interessen zweckmäßigste Regelung getroffen hat„

Es ist nicht Aufgabe des Gerichts, die vom Gesetz

gewoll+e Lösung daraufhin zu überprüfen9 ob sie vom
Standpunkt eines Beteiligten aus die "gerechteste"

denkbare Lösung darstellt (vgloBVerfG Bd° 2 S„ 280;

2; 135; 4, 18 ff)o auch bei einer Rechtsverordnung
sind die Gerichte nicht Zu einer Änderung der Norm

befugt (vglo BBG 23, 175 und BVerfG Bdo 76 5° 5069

329; Vglo ferner Urteil des erkennenden Senats vom
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170 Oktober 1967 — 9 RV 182/67 —)„

Da das LSG nach alledem unter Verlet2ung des 5 6 DVD den
Beklagten zu Unrecht verurteilt hat9 der k=reehnung des

ßerufsschadensausgleich des Klägers als mutmaßliches

Einkommen die der Besoldungsgruppe B 7 des Reichsbem

soldungsgesetzes vom 160 Dezember 1927 entsprechende be—

soldungsgruppe des Bündesbesoldungsgesetzes.zugrunde„

zu legen, « wieso diese zahlenmäßig dem damaligen Ein«

kommen des Klägers entspricht, ist überdies nicht dark

gelegt —, war sein Urteil aufzuheben und die Berufung

des Klägers gegen das im Ergebnis zutreffende Urteil des

SG vom 180 November 1963 zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 9 193 SGGO
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